
 

Kleine Anfrage 

Yanki Pürsün (Freie Demokraten) vom 19.06.2019 

Leistungsmissbrauch 

und  

Antwort  

Minister für Soziales und Integration 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 

Nach Angaben der „FNP“ vom 31. Mai 2019 ermittelt eine Spezialeinheit der Frankfurter Polizei, Ermitt-
lungsgruppe Sozialkriminalität, in Verdachtsfällen von Sozialleistungsbetrug. 
https://www.fnp.de/frankfurt/frankfurt-polizei-spuert-betrueger-auf-staatliche-hilfe-kassieren-zr.12335617. 
html. Sie ist dabei auf die Kooperation des Jobcenters angewiesen und kann inzwischen auf feste Ansprech-
partner zugreifen. 
 

Vorbemerkung Minister für Soziales und Integration: 
Die nachfolgenden Angaben beruhen maßgeblich auf den Angaben der hessischen Jobcenter. 
Dabei wurden sowohl die kommunalen Jobcenter (KJC) als auch die gemeinsamen Einrichtun-
gen (gE) einbezogen. 
 
Von Leistungsmissbrauch spricht man, wenn jemand Sozialleistungen [hier: Leistungen nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)] deswegen erhält, weil er nicht alle Tatsachen an-
gibt, die für die Leistung erheblich sind, und/ oder Änderungen in den Lebensverhältnissen, die 
für den Leistungsbezug erheblich sind, nicht unverzüglich mitteilt. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit 
der Hessischen Ministerin der Justiz wie folgt: 
 
 
Frage 1. In welchen Jobcentern bzw. entsprechenden Einrichtungen der Städte und Kommunen Hessens 

gibt es spezielle Zuständigkeiten für die Aufdeckung von Sozialleistungsbetrug? 
 
Entsprechende Sachverhalte werden im Rahmen des Tagesgeschäfts durch die originäre Sachbe-
arbeitung der gE ermittelt und festgehalten. Anschließend erfolgt eine Weitergabe an die Ord-
nungswidrigkeitsstellen (OWi-Stellen). Dort ist die spezielle Zuständigkeit verortet. Alle hessi-
schen KJC verfügen über einen Ermittlungsdienst für die Aufdeckung von Sozialleistungsbe-
trug. 
 
 
Frage 2. Welche Jobcenter bzw. welche Einrichtungen der Städte und Kommunen verfügen über eine Ko-

operation mit der zuständigen Staatsanwaltschaft? 
 

Die Kooperation zwischen den Staatsanwaltschaften und den hessischen Jobcentern verläuft gut. 
Daneben bestehen in Sitzungen der Koordinierungsstellen zur Bekämpfung der illegalen Be-
schäftigung (K.I.B.) Möglichkeiten des fachlichen Austauschs.“ 
 
 
Frage 3. Welche Staatsanwaltschaften verfügen über ein spezielles Team, das sich mit der Ermittlung von 

Fällen des Sozialleistungsbetrugs beschäftigt? 
 
Die Ermittlungsverfahren haben in der Regel den Verdacht eines Betruges nach § 263 des Straf-
gesetzbuchs zum Gegenstand und werden daher grundsätzlich in den dafür zuständigen Dezerna-
ten für allgemeine Strafsachen bearbeitet (bzw. bei geringer Schadenshöhe von Amtsanwältin-
nen und Amtsanwälten und bei Jugendlichen oder Heranwachsenden in den Jugenddezernaten). 
Bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main sind Verfahren wegen Leistungsbetrugs durch 
Arbeitsuchende zum Nachteil der Jobcenter der Abteilung zugewiesen, die für die Bekämpfung 
der Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung zuständig ist. Soweit wegen geringer Schadens-
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höhe die Amtsanwaltschaft zuständig ist, besteht bei der Amtsanwaltschaft Frankfurt am Main 
eine Sonderzuständigkeit für Ermittlungsverfahren zum Nachteil von Arbeitsagenturen, Jobcen-
tern und gleich gelagerten öffentlichen Stellen. 
 
 
Frage 4. Welche Präventionsmaßnahmen existieren in Hessen zur Vermeidung von Sozialleistungsbetrug? 
 

Hinsichtlich der existierenden Präventionsmaßnahmen in den gE kann keine pauschale Antwort 
gegeben werden. Je nach Bekanntwerden eines Sachverhaltes werden die Mitarbeitenden darü-
ber informiert und sensibilisiert. Darüber hinaus wurden die Mitarbeitenden insbesondere zum 
Thema Verhinderung des organisierten/bandenmäßigen Leistungsmissbrauchs intern geschult 
bzw. sensibilisiert. Eine entsprechende Arbeitshilfe wurde zur Verfügung gestellt. Zudem wur-
den in den Regionen „Runde Tische“ eingerichtet, die sich in unterschiedlicher Zusammenset-
zung (z.B. Kommunale Behörden, Jobcenter, Polizei, Zoll) und je nach Abstimmungs- und In-
formationsbedarf zum Thema organisierter/bandenmäßiger Leistungsmissbrauch treffen und be-
raten. 
 
Die überwiegende Mehrheit der KJC verfügt über konkrete Präventionsmaßnahmen (z.B. ein al-
le Akteure umfassendes Handlungsprogramm, ein Ausweisprüfgerät bei Antragsstellung, eine 
intensive Zusammenarbeit mit der Ausländerbehörde, eine interne Prüfgruppe mit Beteiligung 
der Revision, verschiedene Sicherungssysteme über die EDV, ein Projektteam zur Erkennung 
von Sozialleistungsmissbrauch und Erarbeitung von Handlungsstrategien, elektronischer Daten-
abgleich, Datencontrolling, Informationsblätter zum Verhalten bei Leistungsbezug/Hinweise zu 
Mitwirkungspflichten). 
 
 
Frage 5. Inwiefern findet in Hessen ein Datenabgleich zwischen den unterschiedlichen Sozialleistungsträ-

gern statt? 
 
Mit Hinweis auf § 52 SGB II erfolgt ein automatisierter Datenabgleich zwischen den Jobcentern 
und 

a) den Trägern der Unfall- und Rentenversicherung, 

b) dem Bundesamt für Finanzen, 

c) mit der Agentur für Arbeit bezüglich Leistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB III), 

d) mit anderen Trägern, die Leistungen nach dem SGB II oder nach dem SGB XII auszah-
len. 

Weiterhin werden im Rahmen des Datenabgleichs Informationen bereitgestellt, 

 ob und in welchem Umfang versicherungspflichtige oder geringfügige Beschäftigungen aus-
geübt werden und 

 ob Kapital nicht nur zum Zweck der Altersvorsorge abgeführt wird. 
 
 
Frage 6. Wie wird Hinweisen auf Sozialleistungsbetrug von Seiten der Sozialbehörden nachgegangen? 
 
Jedem angezeigten Sozialleistungsbetrug wird nachgegangen. 
 
 
Frage 7. Gibt es einheitliche Handlungsanweisungen für den Umgang mit solchen Hinweisen in den hessi-

schen Sozialbehörden? 
 
Für die gE werden zentral diverse Arbeitshilfen zu unterschiedlichen Themen in diesem Kontext 
zur Verfügung gestellt. Grundsätzliche Handlungsanweisungen für die gE obliegen der Verant-
wortung der jeweiligen Geschäftsführung. In den KJC gibt es ebenfalls diverse Handlungsleitfä-
den und Arbeitshilfen. 
 
 
Wiesbaden, 29. August 2019 

Kai Klose 


